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An f r ag e b e an t wor tun g 

Eine Anfrage der Abg.DreS t übe r und Genossen vom 5.März 1952, 

betreffend Vereinfachung der Steuervorschriften, hat Bundesminister für 

Finanzen Dr.X ami t z wie folgt beantwortet: 

"Die Unü.bersichtlichkeit der steuerlichen Vorschriften ist da.­

durc~ entstanden, dass aus dem Rechtsstoff, der zur vorl~ufigen Anwendung 

durch das Gesetz vQm 8.Mai 1945, StGB1.Nre 12, übernommen wurde, Bestimmun­

gen ausgeschieden wurden, die mit der Verfassung der demokratischen 

Republ.ik Österreich in Widerspruch standen oder dem Rechtsempfinden des 

österreichisohen Volkes nicht entsprachen. Die wirtschaftliche Lage 

nach 1945 hat ferner zur Er1assung von Sonderbestimmungen gezwungen, um 

die Vorschriften den geij,nderten Verhältnissen anzupassen. Die Arbeiten 

an der Wiederverlautbarung gestalten sich auch deshalb ausserordentlich 

sohwierir, weil der Rechtsstoff auf zahlreiche Fundstellen verteilt ist 

und aua Reohtsnormen verschiedener Rechtsstufen, nämlich aus Gesetzen, 

Verordnungen, Dienstanweisungen und Erlässen,besteht. Dieser zerstreute 

und umfangreiche Rechtsstoff muss gründlich auf beine Gesetz- und Ver­

fassungsmässigkeit überprüft werden. Diese Prüfung ist jedoch nicht nur 

aus verfassungsmässigen Gründen notwendig, sondern lieg~ auch im Interesse 

der Binanzverwaltung und der SteuerpfliChtigen, da ~ ungefähr gleichem 

Ausmass Besti~ungen sowohl zugunsten der Finanzverwaltung als auch zu­

guneten der Steuerpfliohtigen vorliegen. Trotz dieser 9l'heblichen Schwie­

rigkeiten hat das Finanzministerium Entwürfe über die Wiederver1autbart1.ng 

des Eil'lkommen- und Umsatzsteuerrechtes fertiggestellt. Als nächstes Rechts­

gebiet wird die Körperschaftsteuer in Angriff genommen. Nach der Wieder­

verlautbarung wird die Er1assung von Voranlagungsrichtlinien geprüft 

werden. 

Eine Anweisung an nachgeordnete Dienststellen, bestehende Dienst ..... ' 

~weisung~n SU beaohten, ist nicht erforderlich, weil in Österreich der 

Grundsatz der Weisungsgebundenheit der Verwaltungsbehörden besteht und die 

Erlassung einer solchen Anweisung nur eine Wiederholung dieses Grundsatzes 

bedeuten würde. 

Eine Erklärung, dass jeder Dienstaufsichtabeschwerde stattgegeben 
werde, in der die Nichtbeaoht~ng von Dienstanweisungen aum Nachteil von 
Steuerpflichtigen naOhgewiesen wi~d, ka.nn nicht abgegeben werden, weil zahl"'· 
reiohe Dienstanweisungen aus der ~eit der deutschen Okkupation bestehen, die 
anläss1ich einer vorgebrachten Dienstaufsichtsbeschwerde auf ihre Gesetz­
und Ver.fassun~smässigkeit geptiift werden müssen"," ... -.-.-... 
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